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Vorwort

Londtagssitzung vom 2.8 1447

Das Land Nordrhein-Westfalen hat m der
durch seine gewlthlten Vertrcter die baldige Regehmg der Eigentums-
verhiiltnisse des Bergbaucs cinstimmig als cine der wichtigsten Vorous-
setzungen bezeichnet un: cine Gosundung der Kohlenwirtschaft heitu -
sufGhren.  In der gleichen Landtagssitzunz 15t der von der SPD vor-
selegte Gesetzesentwur!  zur Sozialisicrung  der Kohlenwirtschaft  im
I'ende Nordrhein-Westfalen ¢instimmig an den Wirtschaftsausschull ces
Londtages zur Beratung verwiesen worden.

In der gegenwiirtigen Lage ist das deutsche Volk zwar lediglich das
Objekt der Siegcrmichte, in den Grundentscheidungen tiber das kiini-
tige Geflice der deutschen Wirtschaft ist die innere Halt ung des
deutschen Volkes jedoch nicht, bedeutungslos. éondorn ecine Voraus-
sctzung der curopiischen Cesundung Es diicfte den
Siegermiichten nicht gleichgiiltig <e§n. dafl das deutsche Volk zur Sozia-
lisierung seiner Grundstoffindustrie entschlossen ist. und daB es diescs
ziel auch {iber die zeitlichen Beschriinkungen, die ihm die Sicgermiichte
auferlegen wollen. mit aller Entschiedenheit vertoleen wird.

Wir tbergeben daher der Oeffentlichkeit zur dokumentarische. Fest-
stellung des deutschen Willens, was dic Sozialdemokratische Partei fir
die Sozialisierung der Kohlenwirtschaft erarbeitet hat und auf dessen

Grundlage sie den Kampf um diwe Sozialisicrung fihren wird.

Sozialdemekratische Fartei Deutschlands
Bezirk westl, Westfalen
gez. F. HenBler

Sozialdemokratische Partei Deutschiands

Wirtschaftspol. Arbeitsgempinschun Nordrhiein-Westfalen
gez. W. Hélkeskamp
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Die vom Landtag in seiner Sitzung vom 2. 8. 1947
auf Antrag der SPD. einstimmig angenommene
EntschlieBung betreffend Aufhebung der von der
Militdrregierung angeordreten Beschlagnahme des

Ruhrbergbaues.

Um sichere rechtliche und wirtschaftliche Verhiltnisse in der Kohlen-
wirtschait herzustelien, ersucht der Landtag dic Militidrregierung, die
Beschlagnahme des Eigentums an der Kohlenwirtschaft aufzuheben und
das Eigentum an eine von der 1 andesregierung zu benennende und vom
Landtag zu hestlitigende deutsche Trechandverwaltung zu iibérlragcn.
damit fiir dic Kohlenwirtschaft eine gemeinschaftliche Ordnung im Sinne
der Regierungserklérung vom 17. Juni herbeigefiihrt werden kann. Dic
baldige Regelun- “‘er Bigentwmsverhilinisse des Bergbaues ist eine der

wicktigsten Vor  jsetzungen, um cine 'Gesundung der Kohlenwirtschaft
herbeizufiihren.

Der Landtag vertritt dic Ansicht, daB verhindert werden mufl, daf}
unkontrollierbare Privatinteressen auf die Kohlenwirtschaft in unheil-
voller Weise Einfluf néhmen.

Rede des Landtagsabgeordneten J. Walter, Herne,
in der Landtagssitzung am 2. August 1947

Meine Damen und Herren!

Ich wage mcht, die Frage zu beantworten. ob die grofen Wasser der
deutschen Katastrophe des Jahres 1045, die Millionen Schicksale nicht
pur der Deatschen allein grausam vernichtet hat, zu verlaufen beginnen.
Der Deutsche ringt noch immer — als Einzelner oder als Volk — seine
Lage zu begreifen und sie zu meistern. Aber es wire 2u einfach und
auch zu oberilichlich gedacht. unsere politische und auch wirtschaftliche
Lage allein aus dem Erbe des Nazismus — oder was noch gefdhrlicher
wire — aus einem verlorenen Kriege zu erkldren.

Nur im ursiichlichen Zusammenhang mit den Wurzeln dieser welt-
geschichtlich einmaligen Katastrophe werden wir die Aufgaber unserer
Generation crkennen. die uns allen Gutgewillten Sinn und lHoffnung
1lr eine Zukunft geben kann. .

Die jetzige Generation muB klar und bewufit und ohne parteiische Er-
eiferung die Skonomischen Ursachen erkennen. die di: Jugend der gan-
zen Welt innerhalb eines Menschenalters zweimal auf die Schlachtfelder
gefithrt haben.

Zum zweiten Male wird der Anlauf genommen, daB 20. Jahrhundert zuin
Volistrecker des sozialistischen Testamentes des 19. Jahrhunderts zu
machen. Gelingt cs uns nicht, den Inhalt dieses Testamentes zu reali-
sieren, d. h. eine versinkende Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung
durch eine neue, bessere abzuldsen, haben wir durch eigene Schuld diese
historische Chance verspielt.

Meine Damen und Herren! DPas Wort Walter Rathenaus, dafi die Wirt-
schaft unser Schicksal ist, wird uns téglich durch die Trimmer urserer
zerbombten Stddte und zerpfliigten Dorfer erneut cingeprdgt. Diesmal
reden Steine! —

Ein Verwesungsgeruch geht durch dic deutsche Wirtschaft und zersetzt
die letzten physischen und psychischen Werte. Wenn von altersher
sich dier Menschen mit der bestmoglichen Ordnung ihres gesamten
sozialen Lebens als einem driingenden Problem beschiftigt haben, so ist
dieses Probiom heute die Lebensaufgabe des ganzen Volkes geworden.
Diese Aufgabe kann nur geldst werden durch diz Sozialisierung, d. h.
durch die Abschaffung des Privatkapitals an den Produktionsmitteln
und ihre Ueberfithrung in Gemeineigentum.

Ein wertvoller Beitrag, diese Frage aus iarer drchenden dogmatischen
Erstarrung zu 16sen, ist die Reglerungscrklirung vom 17. Juni 1947,
jener Regierungserklirung, die eine wahre magna charta societatis
unseres Landes werden kann.

»Dus deutsche Volk und insbesondere dic Menschen an Rhein und Ruhr
sind entschlossen, eine dffentliche Ordnung aufzubzuen, die der Wohl-
fahrt des Volkes und demn Friaden der Welt dient. Das gilt insbesondere
fiir die Neuordnung unserer Wirtschaft. Das Iltapitalistische Wirtschafts-
system hat sich an seinen cigeneh Gesetzen totgelaufen. Der natiirliche
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_Zwch der Wirtschaft, namlich die Bedarisdeckung des Volkes, wurde
in sein Gegenteil verkehrt. Aus dem sittlich vorgeschriebenen Dienst
an der Gemeinschaft wurde cin cgoistisches Machistreben, das  das
Lebensrecht und die Freiheit des wirtschaftlich Schwiicheren und die
Wohlfahrt des Volkes aufler Betracht gelassen hat. Dadurch ergeben
sich  die groBen  sozialen und gescllschaftlichen Schiden, sowie dic
I-‘ox:derung Jjener Machtinstinkte, die auch die Sicherheit der staatlichen
Existenz 'gef_ahrdct und am Ende malgeblich eine Politik begtinstigt
ggscir;'d ?11(2] unT \;ﬁlilllgcndZusammenbruch Deulschlands endete.  Dieser

1liche Tatbestand zwingt 7 i ZOI 7 3
Ceutschen Vit 8t zu einer villigen Neugestaltung  der

Ich \vuyde dx:e Wucht dieser Worte der Regierungscx'klérmg abschwichen
wenn ich ein weiteres hinzusetzen wiirde. Aber dieser geschichtlichtl
Tatbestand zwingt auch die Militérregierung als die Treuhidnderin im
Jahre 1945 untergegangener deutscher Gesetzgebungsgewslt zu einer
nqucn)(onzc;ption wirtschaftlicher Grundsatzfragen, die sich nicht mehr
wie bisher in rein Negativem erschOpft. Sie muB sich zum Positiven
weqden und eindeutig zu der Auffassung bekennen, daG die Boden-
schitze an Rhein und Ruhr Eigentum des deutschen Volices sind.

Wir an Rhein und Ruhr sind die natiirlichen Besitzer und wollen dies
deutsg:he Eigentum treuhénderisch verwalten, um der Wohlfahrtrl allgi
zu dienen, Ohne eine solche Demonstration von seiten der Militir-
regierung bleibt jede deutsche Initiative zur Lisung der Frage nach
einer dauemden_lfriedenssid‘xerung Europas und der Welt und einer
echten Demokratxslerung des deutscher Volkes ein Konstruieren im
. luftleeren Raum.

C.erade durch die Sozialisierung der Kohlenwirtschaft wollen wvir die
Krifle an der Ruhr und die ungeheuren Reichtiimer in den Dienst des
Allgememwohlgs aller stellen. Dies ist wahrhaftig eine Aufgabe, die
das Ideal kontinentaler Zusammenarbeit zu verwirklichen hilft.

Weshalb ki"{nnex_x die unermefBlichen Kriftequellen an Rhein und Ruhr
nicht wie ein einheitliches Wirtschaftsunternehmen, welches dem Volke
dxes'e.f, Landes. gehort, fiir die Wohlfahrt der Eanzen europdischen Valker-
familie organisiert werden? Dariiber hinaus ist auch die Uebereignung
des Rul_lrbergl::aues an das Volk der beste Garant fiir eine internatio-
nale Frxcdenssxchengng. Die Enteignung der Kohlenmagnaten an Rhein
und Ruhr. durch die Militdrregierung ist die grofte Enteignungsaktion
der_ G_eschldlte. Wir erblicken aber in dieser Enteignung nur eine reine
PolizeimaBnahme. Die Sozialislerung ist aber nicht in erster Linie
eine Frage der Enteignung, nicht allein eine Frage des Elgentums-
rechtes, sondern viel wesentlicher erscheint mir die Frage nach neuen

druclkt, erschen Sie aus den Verlautbarungen des Industrieverbandes

B.ergbaues ist einer der neuralgischen Punkte in der Krise der Kohlen-
férderung. Ein immerwithrendes Betonen dessen, daBl elne Ritclriiber-
tragung an die alien Eigentiimer nicht erfolgen wiirde, gentigt nicht, um
alte und neu aufkommende Zweifel 2u zerstreuen.

Uns ist es nicht gleichgiiltig, ob der abgeléste dentsche Kapitalist durch
cinen solchen auslindischen Ursprungs ersetzt wird.

Wenn nun der Deutsche Gewerf{sdmftsbund der britischen Zon
Hes'sische Gewerkschaftsbund, der Bayrische Gewcrkschaftsbund?' gg;'
Frele Deutsche Gewerkschaftsbund der russisch besetzten Zone, sie alle,
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die aul dem Boden unbedingter politischer und konfessioneller Neu-
tralitiit stehen. cine ehemals sozialistische Forderung nun als ihre auf-
nehmen  beveisen Millionen Werktiatiger. daB die Frage der Soziali-
sierung aus dem Zwielicht einer Parteidokirin herausgenommen 1st und
als Lebensaufgabe eines Volkes in vollem Licht der Oeffentlichkeit hell
brennt.

Um wieviel leichter muil «» nun der Militdrregierung sein, durch die
Aufhebung der Beschlagnahme des Bergbaues sclbst einen enischeiden-
den Beitrag zur Steigerung der Kohlenférderung zu leisten. Dieser
Beitrag ist nicht nur gevecht. er hat auch den Vorzug. billig zu sein.
Billig nicht etwa nur im Hinblick auf Care-Pakete. sondern deshalb.
weil dieser englische Beitrag den englischen Steuerzahler fithlbar ent-
lastet und sogar unter Erfiillung anderer Voraussetzungen geeignet ist,
die Gefahr der Erschépfung der Dellaranleihe <u bannen.

Je eher die wirtschaftliche und soziale Verfiigungsgewalt der Ko'ilen-
wirtschaft in deutsche Zustindigkeit und Verantwortung gestellt wird,
je weniger besteht die Gefahr. daB die in einer englischen Zeitschrift
angefangene Erdrterung der Alternative .Sozialisierung oder Dotllar-
hilfe* die deutsche Kohlenwirtschalt zu ciner Problemindustrie im Welt-
mafBstab werden 1idft.

Die Forderung auf Sozialisierung der Grundstoffindustrien und damit
auch der Kohlenwirtschaft bleibt unabdingbar und ist unverkiuflich’

Meine Damen und Herren! Bei der Debatte und Abstimmung {iber den
vorliegenden Antrag der sozialdemokratischen Frakiion betr. Aafhebung
der von der Militirregierung angecordneten Beichlagnahme des Berg-
baues stellt es meine Fraktion weniger darauf ab, dafl die Wahlen des
20. April 1947 eine sozialisierungsfreundliche Mehrheit gebracht haben,
als vielmehr auf den Umstand, daB alle Mitglieder dieses Hauses ein
sozial- und wirtschaftspolitisches Glaubensbekenntnis Im Sinne _ der
Regierungserklidrung vom 17. Juni 1947 abgeben.

Wenn die amerikanische Bundesregierung im Abschnitt 21 ¢ der Richt-
linien an den Militirgouverneur in Deutschland diesen anweist, ,bis zur
endgilltigen Entscheidung iber Form und Befugnisse der deutschen
Zentralregierung keine MaBnahmen zuzulassen, die ein bffentliches
Eigentumsrecht einer solchen Zentralreglerung vorbehalten wiirden, wenn
2) die englische Labour-Regierung im eigenen Lande die Verstaat-
lichung des Bergbaues durchgefithrt hat, wenn 5) relbst die lionservative
Opposition diese MaBnahme nicht #ndern wiirde, donn LBt sich keln
Vernunftsgrund mehr anfilhren, der die von uns erstrebte Sozialisie-
rung der Kohlenwirtschaft im Lande Nordrhein-Westfalen verweigern
konnte.

Wesentlich bleibt unser unerschiltterlicher Wunsch, durch Arbeit und
Leistung an einer Gesundung der eurobiischen Wirtschaftsordnung mit-
zuarbeiten.

Meine Damen und Herren! Je mehr es un: gelingt, die Sozialisierung
als die deutsche Lebensfrage aus ihrem parteidoktriniren Zwielicht
herauszuziehen und sie als das Fundement der sozialen Grundrechic
aller Werktétigen himzustellen, desto meir stiirken ‘wir die junge deutsche
Demokratie.

Der Ablauf der Weimarer Zeit hat uns bewiesen, daf die Demokratie
ein untellbarer Begriff ist. Die politische Demokratie wiirde formal
bleiben, wenn sie sich darin erschopfen wiirde, dom Staatsbiirger ge-
legentlich einer Wahl durch die Abgabe eines Stimrazettels die
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Moglichkeit seiner politischen Witlensducrung zu gewdbren. Nur die
Demokratie wird von Bestand sein, die durch Hineinpflanzen in cine
Skonomische Substanz real, d. h. wirklich geworden ist.

Allerdings sehen wir in einer mechanischen Verstaatlichung nicht das
Allheilmittel zur Gesundung der deutschen Wirtschaft. Es mutet eigen-
artig an. dafl gewisse Kreise mit einer Hartnickigkeit sondergleichen
immer von der Verstaatlichung Sozialisicrung reden. Beide Begriffe
schlieBen sich gegenseilig aus.

Wenn wir uns zur Sozialisicrung bhekennen. so tun wir dies mit dem-
selben Argument, mit welchem wir uns gegen eine privatkapitalistische
Wirtschaftsfithrung wenden: Genau so wie das Kapitial. welches die not-
wendigen Wechselbeziehungen zwischen Produktionsmitteln und mensch-
licher Arbeitskraft unterbrochen hat, in sciner Voilendung zum ano-
nymen Finanzkapital wird, genau so besteht die Gefahr, daB eine
mechanisch verstaatlichte Wirtschaft einen anonyviaen Staatskapitalis-
mus hervorbringt. der das xistenzproblem des Werktitigen, nidmlich
die Freiheit und Wiirde des Individiums nicht lésen wird. Aus politi-
schen Griinden lchnen wir die merhanische Verstaatlichung ab.

Erwéhnenswert erscheint mir noch der interessante Beitrag von Crofi-
mann, dem Mitglied der englischen Labour-Party, den ,Die Welt" in
der gestrigen Ausgabe veroffentlichte. Der Vergleich des Ruhrgebietes
mit dem Tennessee-Tal in Amerika verkennt die weltwirtschaftliche
Bedeutung des rheinisch-westfalischen Steinkoh:enreviers. Die Tennessee-
Stromtalverwaltung, aufgebaut nach den Prinzipien des Gildensozialis-

- mus, kann wohl die Produktivkrifte eines Stromes freilegen und ordnen
in einem Lande ungestérier wirtschaftlicher Prosperitit, aber die Prin-
zipien eines solchen Gildensozialismus sind nicht geeignet, eine grund-
sitzliche Neuordnung der Wirtschaft herbeizufiihren in einem Lande,
dessen einziges Kapital die Kohle ist.

]?e_r von meiner Fraktion vorgelegte Entwurf eines Gesetzes zur Sozia-
l}sxerung der Konlewirlschatt trigt dem Gedanken der Selbstverwaltung
in reinster Priigung Rechnung.  Er ISt die Beiriebe als wirtsehaft-
liche selbsténdige Unternehmen bestehen, unterwirft sie ‘allerdings einem
neuen Gesetz. An die Stelle der Ausbeutung tritt die Bedarfsdeckung
nach den GCesichtspunkten gemeinwirtschaftlicher Ertragsfihigkeit. Die
Mitbestimmung der Werktitigen, vertreten durch die dazut berufenen
Industrieverbinde, ist gewahrieistet.

Wenn wir uns von diesen Zielsetzungen bei der Entwicklung unserer
Produktivkrifte leiten lassen, muf3 die Lisung des Problems von Frie-
den und Freiheit gelingen. :

Meinc; Damen und Herren! Wenn Sie im Sinne des Anhtrages meiner
Fraktion Ihy sozial- und wirtschaftspolitisches Glaubensbekenntnis ab-
legen, dann  wird auch in Frankfurt der Regierungserklirung vom
17, Juni 1947 ein Golgatha nicht errichtet werden kénnen,

Stabilisieren Sie die Freiheit deg Einzelnen, die Wohlfatirt all den
Frieden der Welt. @ Tonalit aller und de

Begriindung
zum Gesetzentwurf der SPD. iiber die Sozialisierung

der Kohlenwirtschaft

L. Siaatliche und auBenpolitische Bedeutung sozialisicrier
Grundstofiindustrien.

Leutschland besteht nicht mehr als eigenstaatliche Wirklichkeit; :s lebt
z. Z. nur in der Hoffnung und im Willen der Deutschen, sich als eigenes
Gemeinwesen wieder zu organisieren. Hierin sind aber die Deuischqn
auf ihre Zulassung zu clgener staatsrechtlicher Gestaltung durch die
alliierten Michte angewiesen.

Gegenwirtig kann sich somit ein deutscher Wille zur Demolrratie euro-
péischer Prigung nur in dem MaBe ZuBern, wie es dle beschrank:e
staatsrechtlicbe Selbstéindigkeit fritherer Provinzen unter der penkung
von fremden Gebietsbeauftragten gestattet. Das Scl;wergewxcht" qer
kiinftigen deutschen Demokratie liegt daher weniger in den Zufillig-
keiter, gegenwidrtiger Landerverfassungen als in der inneren Ueber-
zeugung des deutschen Volkes von den Notwendigkeiten seiner kilnftigen
Gestalt.

Das wesentliche Kernstiick einer solchen Staatsiiberzeugung ist der
Wille des deutschen Volkes, sich durch eigene Arbeit und Leistung in
die europdicche Staats- und Wirtschaftsordnung einzufiligen unq‘ sein
Glaube, sich ihr gegeniiber auch die Anerkennung als le_i_stungsfalnges
Mitglied einer europiischen Gemeinschaft crwerben zu kdnnen.

Die wirtschaftliche Seite dieser Staatsliberzeugung ist jedoch der Wille
des deutschen Volkes, die Verantwortung fir den richtigen Einsutz seiner
Wirischaftskraft selbst zu iibernehmen durch die Sezialisicrung seiner
Grundstefiindustrien. N

Die Sozialisiertng erlaubt es erst dem devtschen Volke, die Verant-
wortung fiir eine friedfertige Entwicklung deutscher Produktivhriifte zu
tbernehmen und zu tragen. Auch vermag nur sie. dos deutsche _Volk
noch vor dén Erschiitterungen privater Machtballungen und vor sozialem
Unrecht zu bewahren. SchlieBlich aber gewiihrleistet die Sozialisferun:s
allein eine fruchtbare Einordnung deutscher Produktivkriifte in die
curopiische Wirtschaft und in die Weltwirtschaft,

Was ist demgegeniiber die reale Situation?

Jede deutsche Wirischait steht zur Zeit unter auBenpolitlsq&}en Vor-
behalten, wie sie die ergebnislosen Konferenzen der Siegermiichte und
die zunehmende Verelendung des deutschen Volkes nicht klarer er-
kennen lassen kénnen. Der deutsche Wirtschaftsiaum droht immer mehr,
zur Sterbekammer des deuischen Volkes zu werden. Der moralische
Niederbruch ist ohnegleichen; wirtschaftliche Ordnungsprinzipien gelten
nur gelegentlich. Auf lange Zeit ist einc auBenpolitiscie Begrenzung
der dentschen Wirtschaftskraft entgegenzunchmen. Die gegenwiirtige
Menschenanhiiufung entwickelt sich nicht unter wirtschaftlichen Geo-
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setzen, sondern wird von unqualifizierten politischen.DBefehlen gelrieben.
Fiir das aul kleineren Raum zusammengepref3te Deutschland bietet sich
so die Perspeltive des von aufien gelenkten Arbeitsstaates {iir Europa
und die Welt.

In einem unter solchen Verhiltnissen fremdbesiimmten Arbeitsstaat sind
die verborgenen Kréfte im Leben der Gemeinschaft nur Furcht und
Lebensangst. Dieser Staat muB sich daher dagegen sichern. daR or
nicht dem Lebensstil eines Lumpenproletariates verfallt. Nur bei
fnrerstaatlichen Sicherungen hiergegen kann dem Volke dia
Achtung vor sich sclbst erhalten werden. Dieser Selbstachtung bedarf
"das deutsche Volk als Grundlage seiner inneren Besinnung und Festi-
gung. Nur sie wird auch helfen, dic von Deutschland der Welt wver-
schuldeten und mdéglichen Leistungen zu erbringen.

Innerstaatliche Sicherungen konnen in dieser Tragweile aber nur dann
wirksam sein. wenn sie den Willen und die Fihigkeit des Volkes auf
verantwortliche Leistung in den Schlisselstellungen der Wirtschaft zu
festen Strukturen ausprigen. Alle solche strukturellen Sicherungen
haben jedoch zur Voraussetzung: die Schaffung klarer Bereiche von
Verantwortung und Leistung, dic das Volk selbst zu tragen vermag.

Nur so ist auch allen — inshesondere den arheitenden Menschen, die
Wirde der Personlichkeit zu gewihren aus i#tiger Teilnahme an der
fiir das Volk bestimmten Wirtschaft. s

Bereiche eines neuen Lebensstiles der verantwortlichen Leistung wer-
den so auf den Gebieten der Grundindusirien von der Sozizlisierung
evstmalig geschaffen und zur wirtschaftlichen Sicherung des Volles aus-
gebaut. Die Entscheidung iiber diese Fragen ist politischer Natur, da
sie die deutschen Produktivkrifte gleichsam in die Bindungen einer
sozialrechtlichen Verfassung einordnet und ihnen die mogliche Entwidk-
lunz zum unkontrollierbaren Vorrang gegeniiber dem Gemeinschafts-
leben verwehrt, Es mufl hier auch ausgesprochen werden, daB die so
aufgefalte Sozialisierung erst einer deutschen Demokratie faktiscn den
Rang einer zentralen Lebensidee verleihen kann.

Eine einsichtige Sozialisierung wird so das Vertrauen der {ibrigen Welt
zur deutschen Wirtschaft als Grundlage der deutschen Demokratic
rechtfertigen.  Sie wird gleichzeitig die gesamte Wirtschaftskraft des
deutschen Volkes filr selnen Wiederaufbau und den Wiederaufbau Euro-
pas freilegen konnen, ohne den Argwohn fremder Staaten zu begriinden.

II. Die Bedeutung des Gemeineigentums fiir gegenwiirtige
Sozialisferungsmafinahmen,

In den Erdrterungen zur Sozialisierung hat der Begriff des Gemein-
eigentums eine zentrale Stellung cingenommen. Es soll hier der viel-
filtige Gebrauch dieses Begriffes nicht dargestellt werden. Hier Inter-
esslert Jediglich seine Verwendbarkeit filr Fragen der rechtlichen und
prganéslatorischen Neuordnung bei einer Sozialisierung der Grund-
industrien.

,Dpr Idee nach soll Gemelneigentum besagen, da die Verwaltung des
Eigentums dem Wohl des ganzen Volkes nutzbar zu machen sei,

Dem Gemelineigentum ist damit die Rolle einer neuen Wirtschaftswelse
zugewicsen. Héufig aber ist, offenbar unter dem Einfluf der Wort-
pragung, auch geglaubt worden, dafBl die Wirtschaftsweise des Gemein-
eigentums durch gesetzliche Verkiindung des Gemeineigentumes an be-
stimmten Gegenstiinden erfolgen kénne. Die wirtschaftliche Idee des Ge-
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neineisenturics 0 aber fur die recht Jechnisehe Beari{fswelt des be-
stehenden Pechtes ein weitgespanntes Pr rarmm. dessen Einzelhei-
ten nicht von vornhercin unbedin:.. tibersehbar e kénnen  Hierzu mul
grundsatzlich nuch in Betracht gezowen w.rden. Jdad em starres. tatbe-
standliches Gesetzesdenken 7ur Losung von Sozialislerungsiragen nur be-
grenzt herangezogen werden kanm. Vielmeh wird die Wirtschafltsweise
des Gemeineigentums erst cine ihi centsprachende Rechtwechmk ent-
wickeln miissen. T« wiire auch «in Aberglaube, wollte man anaehmen,
daf3 durch eine grofic Kodifizierung die Bahnon wirtschaftlicher Entwick-
lungen von dem Ausmal der Sozialisierung in wesctzliche Tatbestinde
oder sonstige anerkannte Berechenbarkeiten zu swingen seien.

Fir dic Auspangssituation bedeutet dic Wirtschaftsidee des Gemein-
cigentums keine unmittclbare oder grundsiitzliche Aufhebung des recht-
lichen Eigentumsbegriffes. Diee Wirtschaftsidee bertihrt vielmehr die
rechistechnischen Begriffe der Sachherrschaftsrochte und der sons.igen
absoluten Rechte nur in tunktionellem Sinne. Die modernen Wirt-
schaftseinheiten der Schliisselindustrien (Betricbe, Unternehmur gen,
Kartelle usw.) sind auf der Grundlage privatrechtlicher Eigentumsauf-
fassungen rein gewinnstrebig strukturiert. Ihr wirtschaftliches Ksnnen
hidtte ihnen eine Organstellung innerhalb einer gesamtverantwortlich

-fir das Volk zu denkenden Wirtschaft aufgelassen. Die mdgliche Ent-

wicklung zu dicser Organstellung haben die modeinen Wirtschafts-
cinheiten aber durch die imperialistische Ausweitung der Anspriiche
ihrer Vermogensirdger nicht genommen. Die Sicherung jedoch dieser
Organstellung von volkswirtschaitlich wichtigen Wirtschaftseinheiten fiir
den Wirtschaftsbedairf des Volkes ist wesentlich fiir die Wirtschafts
idee des Gemeineigentums. Abgeschen von dor politischen Machtent-
scheidung ist diese Sicherung in erster Linie somit ein organisations-
technisches Problem grofilen Ausmafes.

Das Mittel zu solcher Sicherung lann nur darin gefunden werden. daB
die in volkswirtschaftlichem Sinne an der Leistung der jeweiligen Wirt-
schaftseinheit beteiligten Kriifte die ihr entsprechende Verfilgung iber
Betricbe und Unternehmungen eingeriiwmt bekommen. Die 4rt der
Willensbildung dieser Leistungsbeteiligien ist der Kern aller Entschei-
dungen {iber dic Organisation der Betriebe und Betriehszusammen-
fassungen in den Schliisselindustrien. Die angestrebte Organscellung
der volkswirtschaftlich wichtigen Wirtschaftscinhelten kann daher nur
durch eine korperschartliche Veriassung der I.cisnmgsbt-leiligtcn-in der
jeweiligen Grundindustric gewdihrleistet werden.

Die Bildung einer solchen korperschaftlichen Verfassung einer Grund-
industrie kann dle volkswirtschaftliche Leistungsbeteiligung nich. in der
Berufsbeteiligung cines Produktionsgebietes finden. Entscheidende Beritck-
sichtlgung muB vielmehr der Tatsache gewidmet werden, daB die wirt-
schaftende Gesellschaft der Gegenwart in Klassenkiimpfen steht und
eine Kiassenschichtung auflweist. Den Kriften der klassengeschichte-
ten Gesellschaft ist daher in erster Linic ein gebundener Ausdruct zu
geben, der die Wirtschaitseinheiten einer Grundindustrie nicht unmittel-
bar dem Klassenkampf ausliefern kann. sondern der fiir die Grund-
industrie die volkswirtschaftliche Organstellung der Wirtschaftseinhoiten
einschliefilich der notwendigen Eetrichszusammeniassungen zu sichern
vermag. Die Betrlebsstrultturen sind Jabei durch den Einban lhrer
Leistungs- und Lenkungsorgane in cie EntschlleBungsbereiche  der
Kérperschaft selbst mitzuerfassen.

Die Schaffung von Gemeineigentum Ist somit @ie Ep vicklnng Lirper-
schafilich organisierter Zusammeniassungen von  Wirtschaftseinheiten
einer .Grundindustric aus dem Impuls gesamiverantwortlicher Leistung.
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Die rechtlichen und organisatorischen Folgerungen hieraus konnen das
Rahmengesetz fiir die Begrindurg des Gemeineigentums als Ausdruck
der volkswirtschaftlichen Selbstverantwortung des Volkes flir eine
Grundindustrie geben.

LIL Organisatorische Grundentsclicid

Die Uebertragung der wirtschaftlichen Selbsiverantwortung auf das
deutsche Volk durch Spzialisierung seiner Grundstoffindustrien kann
schon aus organisationstechnischen Griinden nicht gleichzeitig auf den
Gebleten aller Grundstoffindustrien erfolgen. Sie kann nur in Etappen
geschehen,~deren Auswahl sich durch Sozialisierungsreife und die Vor-
dringlichkeit der Sozialisierungsstufen selbst anzeigen. R

Die Kohlenwirtschaft steht hier neben Eisen und Stahl an erster Stelle.
Die Selbstveraniwortung des Volkes hat in der Kohlenwirtschaft not-
,wendig- die Enteignung der bisherigen, privatrechtlich organisierten Ver-
rigenstréiger zur Voraussetzung. Diese Enteignung ist eine konstitutive
Garantie fiir die gemeinwirtschaftliche Organisation der Kohlenwirtschaft
Ein Fortbestehen privat gelenkter Eigentumsbefugnisse wire bel den
bisherigen Vermogentrigern notwendig eingespannt in reine sonder-
gewinnwirtschaftlich ausgerichtete Wirtschafts- und Verwaltungseinhei-
ten. Durch Reaufsichtigung und durch Lenkungsvorschriftq‘n wiirde den
sich ergebenden Einfliissen dieser auf Sondergewinn bedachten und
privatwirtschaftlich organisierten Vermogenstriiger nie wirksam ent-
fegengetreten werden konnen. Abgerchen von. dieser organisations-
technischen Notwendigkeit bedarf die knteignung von Schliisselbetrieben,
als Mittel zur Begrilndung der. wirtschaftlichen Selbsiverantwortung des
Volkes angesichls der geschichtlichen Schuld deutscher Schwerindustrie
gegenilber dem deutschen Volke keinerlei Rechifertigung.

Die wirtschaftliche Selbstverantwortung des Volkes kann sich aber nicht
dadurch organisieren, daB ein vorhandenes Land oder ein werdender
Staat sich unmittelbar zum Vermbgenstriger der Kohlenwirtschaft macht.
Die Krifte der wirtschaftlichen Selbstverwaltung des Volkes sind nicht
notwendig identisch mit den Krliften politischer Willensbildung; sie

stehen vielmehr zu einander in efner Wechselwirkung, deren fruchtbare )

Entwicklung zu verantwortlicher Leistung die Aufgabe s'ei.n'; wird.
Der Versuch, eine -Identitéit von politischer Willensbildung und von
wirtschaftlicher Selbstverwaltung des Volkes aufzustellen, wirde die
Produktivkréfte des Volkes in dle Zuffilligkeiten politischer Parteien-
und Gruppenkiimpfe hineinfilhren. Die notwendigen wirtschaftlichen
Gemeinsamkeiten kdnnten sich eine geniigend stetige Entwicklung nicht
hewahren. Die Verfiigung iiber die Anlagen und Vermiigen der Kohlen~
wirtschaft aber ist vor solchen moglichen Einfliissen zu schiltzen. Diese
-Verfdigungsgewalt muB daher eigentumsmiBig bel einem besonderen
ILenk ‘und Leift gan verankert werden. Ein solches Organ ist
' vom Volke als industrielle Selbstverwaltung zu gestalten mit dem Ziel, die
Kohlenwirtschaftsunternehmen so zu organisieren, daf sie selbstindige
Wirtschaftseinheiten in gesamtverantwortlicher Organstellung gegeniiber
der, Volkswirtschaft werden. : . '
Eine in diesem unmittelbaren Sinhe staatsfreie Stellung der Selbst-
verwaltung Kohle erscheint auf dem Gebiete der fiberstaatlichen
Wirtschaftsheziehungen b ders bedeutsam. Sie wiirde einer macht-
politischen Verwendung der Kohlenwirtschaft durch den Staat eine natiir-
liche ‘Grenae setzen. Sie wilrde auch nachhaltig verhinde X
mmummmmmmwmmcmm-
seits Anspriiche verfolgten. die einer Belbsverwaltung fremd wiren oder
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. gar neuen imperialistischen Charakter triigen. In /einer europdisch zu-

sammengefaBten Wirtschaft wiirde die Selbsiverwaltung Kohie unter
der Voraussetzung gleichartiger Ovganisationen in den iibrigen Kohle-
sektoren (Holland, Belgien, Frankreich, Polen) die volle Ausschaltung
nationalstaatlicher Machtpolitik herbelfithren kénnen.

Di¢ Rolle des Staates ist bei solchen Zielen d:rrauf beschriinkt, die
Rahmenbedingungen fiir die organisatorische Durchfithrbarkeit der Sozia~
lisierung zu schaffen und ihre gemeinwirtschaftlichen Funktionen zu
iberwachen. Der Staat darf somit die Sozialisierung der Kohlenwirt~
schaft nur institutionell sichern als Triiger eines Verfahrens zur Um-
organisierung der gesamten Kohlenwirtschaft und Sicherung ihres gemein~
wirtschalilichen Einsatzes. — Zieht der” Staat- zunichst das Eigsntum
der koblenwirtschaftlichen Unternehmungen als Triger eines solchen Ver-
fahrens an sich, so liegt darin keine staatliche Eigentumsbegriindung in.
fiskalischem Sinne, sondern die treuhinderische Einleitung einer Ueber-
filhrung dieses Eigentums auf die Organe der Selbstverwaltung “Fohle.
Fiir die Kohlenwirtschaft sind die institutionellen Sicherungen der

. Sozialisierung in dem vorgelegten Gesetzentwurf zu elnem konstitu‘iven

Rahn tz zusamr faBt. Es ist dabei die Begriindung gemein-
wirtschaftlicher Verantwortungs- und Leistungsbereiche und ihr wirt-
schaftlicher Ablauf einem besonderen Organ der wirtschaftlichen Selbst-
verwaltung anvertraut.

Die aufierordentlichen Vollmachten an dieses Organ der. Selbstverwal-
tung, den Kohlenrat, als dem praktischen Triger der Sozialislerung sollen
ihn in die Lage versetzen,

a) die Behinderung efner gesamtverantwortlichen Wirtschaft durch
private Beschréinkungen auszuschalten,

b) die Neuorganisation von Produktions- und Absatzverhiltnissen
in gemeinwirtschaftlicher Regie durchzufihren und jeweils den
gemeinwirtschaftlichen Bediirfnissen anzupassen, .

¢) die Unternehmungen und Betriebe einer stindigen Kontrolle an
ihrer Leistung filr die Gesamtwirtschaft zu unterwerfen.

Die Grundiiberzeugung ist dabei, daB nicht durch gesetzliche Tatbestinde
ein fertiger Unternehmenstyp und eine gleichmiBig vorgeschriebene Um-
organisierung und Wirtschaftsweise beginnen soll, sondern daB die
Produktivkriite der Kohlenwirtschaft unter sorgfiltiger Wahrung und
Férdérung der industriellen Leistungskraft zu wirtschaftspolitisch lenk-
barem Einsatz fiir elne Gemeinwirtschaft gebracht werden.

IV. Selbstindigkelt der Unternehmen und gesamtverantwortliche
: Wirtschaftsweise,

Die Unternehmen in der Kohlenwirtschaft sind bisher Handlungseinheiten
rein gewinnstrebiger Wirtschaftsweise. Diese bisherige Ausrichtung soll
im Rahmen gemeinwirtschaftlicher , Verantwortungsbereiche abgelsst
werden durch eine Umorganisation auf handlungsfihige Einheiten einer
gesamtverantwortlichen Wirtschaftswelse, Es sind damit Fragen der
Strukturverfinderung der jetzigen Unternehmungen wie auch der Organe
ihrer Zusammenfassung und Lenkung aufgeworfen.

Diese Umorganisation bedarf sthrkster Verantwortungsfihigkeit und
griBter Initiative der Unternehmensleitungen sowohl hineichtlich der
Einsatzmiglichkeiten “als auch einer wirklichkeitsnahen Einordnung in
Uberbetriebliche - Planungen. Fiir Erfihdungsgabe und Organisations-
kraft muB daher breiteste Wirkungsmidglichkeit geschaffen werden, um
alle Produktivkriifte der Kohlenwirtschaft fiir das Volk freizulegen.
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Die Mitverantwortung der Arbeiterschalt und ihre Mitwirkung in lei-
tenden Funktionen ist bseonders im Kohlenral zu verankern, weil dort
Entscheidungen von wirtschafts- und arbeitspolitischem AusmaB gefdllt
werden.  Hier tritt zwar — im Hinblick auf das arbeitsrechtliche Ver-
hiiltnis und seinen méglichen Inhalt — der Arbeitnehmer sich selbst als
Arbeitgeber gegenitber; jedoch auf der Ebene staatspolitischer Bedin-
gurgen des Lebensstandards der Arbeiler und der Allgemeinheit. Der
verantwortliche EinfluB der Arbeiterschaft erlangt so im Kohlenrat eine
tragende politische und wirtschaftliche Bedeutung flir die deutsche Zu-
kunft.

In betrieblichen Angelegenhciten soll die Mitbestimmung des Arbeiters
dem Rahmen des Betriebsritegesetzes nicht entzogen werden. Die
Sozialisierung einer Grundstoffindusirie soll keine Privilege der in ihr
beschiftigten Arbeiter begriinden.

Dic Entwicklung der gesamtverantwortlichen  Wirtschaftsweise be-
darf sicherer Lenkung durch die Organe der Selbstverwaltung
Kohle. Sie milssen daher in Grundsatzentscheidungen den Vorrang
wahren konnen gegenfiber dem praktischen Einwirkungsbereich aus
der Selbstdndigkeit der Unternehmungen. Eine handlungsfihige Selb-
stdndigleit der Unternehmungen ist aber im Rahmen einer #ffentlich-
rechilichen Korperschaft vereinbar mit den Erfordernissen eines ge~
meinschaftlichen Lenkungsorgans. Die Satzung der Korperschaft ver-
mag den Verantwortungsbereich der Eirzelunternchmung geniigend
sicherzustellen. Die Korperschaft wird auch die Probleme der Doppel-
gesellschaft lésen, ohne Trennung von Umlar’- und Anlagevermégen
i besondere Rechtssubjekte.

Das Schwergewicht der praktischen Umorganisdtion ist somit in die
Arbeit des Kohlenrates und des von ihm zu errichtenden gemeinschaft-
llchlen tLex'A_kl.u'lgs- und Leitungsorganes, dic »Hauptverwaltung der Kohle®,
verlegt.
D.’tei:se Hauptverwaltung wiirde folgende Abteilungen zusammenfassen
mitissen:
- Organisation,

Planung und zentrale Lenkung,

Produktion, Energie und Verkehr.

Absatz,

Finanzierung,

Rechnungswesen,

Statistil,

Sozialpolitik,

Forschung und Aushildung.

Ein der Vollversammlung des Kohlenrates veraniwortliches Direktorium
hitle die Geschiifte der Hauptverwaltung zu Tiihren, wobei flir eine
Uebergangszeit die bisherigen Unternehmungen ihre Rechtsform bei-
behalten und ihre vertretungsberechtigten Organe als Beauftragte des
Kohlenrates unter Aufsicht des ihnen gegeniiber weisungsbefugten
Direktoriums handeln. .

Der Umstand, daff im Lande Nordrhein-Westfaien die Kohlewirtschaft
des _wahrscheinlichen Rumpfdeutschlands konzentriert ist, erlaubt es,
im Bereiche dieses Landes die Sozialisierung der deutschen Kohlewirt.
schaft durchzufiihren. Eine Vorerdrterung, ob Teilsozialisierungen auch
nur im Rahmen der verbleibenden deutschen Wirtschaftseinheit zu ver-.
wirklichen sind und nicht auf Linderbasis erfolgen diirfen, erilbrigt sich
daher auf dem Gebicte der Kohlenwirtschaft. .
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Entwurf
eines Gesetzes zur Sozialisierung der Kohlenwirtschaft
’ im Lande Nordrhein-Westfalen

Der Landtag von Nordrhein-Westfalen beschlielt vorbehaltlich ciner
spiteren reichseinheitlichen Lésung folgendes Gesetz:

§1
(1) Die Bodenschitze an Stein- und Braunkohle sind Eigentum des Landes.
(2) Bestehende Recnte Dritter an ihnen erléschen mit Inkrafttreten dieses
Gesetzes.
(3) Kohlen im Sinne dieses Gesetees sind Steinkohlen. Braunkohlen.
Prefikohlen, Koks und Kohlenwertstofte. :

§2
(1) Alle bestehenden Anlagen zur Aufsuchung, Gewinnung, A}libereitupg.
Veredelung und zum Absatz der Kohle einschl. aller tibrigen Z\ve_xgo
der Kohlenwirtschaft und das sonstige Vermégen der bergbauwirt-
schaftlichen Unternehmungen gehen mit Inkrafi‘reten dieses Gesetzes
in das Eigentum des Landes iiber.

(2) Der Kohlenplatzhandel wird in dieser Regelung nicht beriihrt.

§3

(1) Der Landtag Gbertrigt die Rechte nach § 1 Abs. 2 und die V.ermiigen
nach § 2 einer Selbstverwaltungskorperschaft der Kohlenwirtschaft,
die der Aufsicht der Landesregierung untersteht.

{2} Die Errichtung der Selbstverwaltungskiﬁrperschgft mit der Bezeich-
nung ,Selbstverwaltung Kohle* erfolgt durch cin besonderes Gesetz.
Die maBgebliche Mitbestimmung der Gewerkschaften als.Vertreter
der Arbeitnehmerschaft im Aufbau der Selbsiverwaltung wird sicher-
gestellt.

§4
Aufsuchung, Gowinnung, Aufbereitung, Vercdeiung der Kohlen und
Absatz im Sinne des § 2 stehen ausschlleBlich der ,Selbstverwaltung
Kohle* zu.

- §5

(1) QOberstes Organ der ,Selbstverwaltung Kohle® ist der Kohlenrat.

(2} Er besteht aus 30 Mitgliedern, und :war auvs

a) 10 Vertretern des Landtages,

b) 10 Vertretern der Gewerkschaften,

¢) 5 Vertretern aus der Leltung bergbauwirtschafilicher
Unternehmungen,



d)r 2 Vertretern der Gemeinden,
©) 3 Vertretern der {ibrigen Wirtschait.

(3) Die Vertreter zu ¢) werden von. Wirtschaltsminister, die Vertreter

zu d) vom Innenminister und die Vertreter zu e) von der Vereinigung
der Industrie- und Handelskammern des Landes ernannt. Sie be-
diirfen der Bestdtigung durch die Landesregierung. Die Mitgliedschaft
im Kohlenrat betrigl 4 Jahre. Sie erlischt, wenn bei einem Mitglied
des Kohlenrates die Voraussetzungen, die zur Wahl gefithrt haben,
wegfallen. Die Einzelheiten werden im Wege der Durchfihrungs-
verordnung geregelt.
§6

Der Kohlenrat hat die Vollmacht, Unternchmungen uinzugestalten und
bestehende Vertrdge und Rechtsverhiltnisse jeder Art aufzuheben,
auch soweit dadurch in Rechie Driiter eingegriffen wird.

§17
Der Kohlenrat hat die Betriebe nach Gesichtspunkten gemeinwirt-

schaftlicher Ertragsfihigkeit in selbstindige Uniernehmungen zu iber-
fiihren.
. §8

Art und Umfang der Abgeltung fiir dle Aufhebung von Rechten nach
§§ 1. 2 und 6 werden durch ecin besonderes Gesetz geregelt.

§8
() Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der*Verkiindung in Kraft.

(2) Die Landesregierunz erlift die zur Durchfiihrung dieses Gesetzes
und zur Sicherung der UebergangsmafBnahmen notwendigen Rechts-
und Verwaltungsverordnungen.

Erlauterungen zum Gesetzentwurf

Die vorldufige staatsrechtliche Stellung der Lénder gewdhrt den augen-
blicklichen Lindern grundsitzlich die ausschlieBliche Gesetzgebung fiir
das Land oder eines seiner Teile (Art. I, Verordnung 57 vom 1. 12. 46)
— Amtsbl. 4. Militérregierung Deutschlands, . 304 —.,

Das Land Nordrhein-Westfalen kann daher grundsétzlich im Landes-

bereich durch seine Gesetzgebung die Umorganisationen fiir eine Soziali-
sierung der Kohlewirtschaft einleiten und durchfiihren.

Na_ch dgr Art der im Zuge dieser Umorganisierung notwendigen Ein-
griffe in bestehende Rechte ist auch die Frage zu entscheiden, ob die
Genehmigung dex: Militidrregierung — abgesehen von der generellen Vor-
lage an den Gebietsbeauftragten der Militdrregierung (Art. III, aaQ) —
erforderlich ist, weil etwa der Gesetzgebur 1stand den Vorbehalt
nach Anhang A und B der Verordnung Nr. 57 erfilllt. In Frage kommen
Anhang A, Ziffer 19; o
Gesellschafisrecht, Handelsrecht, Grundeigentum einschl. Enteignung,
Ziffer 20: - :

Leitung der Grundindustrien, —

Ferner Anh. B, -Ziffer 2 — blocklertes Eigentum. Diese aufgezihltcn
Sachgebiete werden zwar von dem vorgelegten Gesetzentwurf

berfihrt, jedoch nur unter dem Gesichtspunkt der Rntwicklung
der Eigentumsverhdiltnisse, eciner Industrie — némlich der Kohlen-
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wirtschaft, keineswegs aber zur gencrellen Andersrereiung dieser Rechts-
gebiete, und ohne auch Rechtsinstitutionen als solche aufzuheben oder
m Frage su stellen.

I'ir dic gesetzgederische  Rejelung von  Eigentumsverhiiltnissen
der  Industrie aber hat die Militdrregierung in Anhang D der
Verordnung Nr. 57 die Linder lediglich verpflichtet, in ihrer Gesetz-
gebung die von der Militiirregierung niedergelegten Grundsitze zu be-
folgen. Aus dicsen Zusammenhingen heraus ist fiir das Land Nord-
rhein-Wesifalen gesetzgeberisch eine staatsrechtliche Zustiindigkeit zur
Verabschiedung des vorgelegten Gescizes begrindet.

Die Ueberschrift ,Entwur{ eines Gesetzes zur Sozial
wirtschaft im Lande Nordrhein-Westfalen® ist gewiihlt worden. um dic
zesetzgeberische Befugnis des Landes Nordrhein-Westfalen und die sach-
tiche Moglichkeit zur Sozialisierung der Kohlenwirwsehaft im Land -s-
bereich auszudriicken.

Zu § Lk
Abs, 1)

»Die Bodenschiitze an Stein- und Braunkohlen sind Eigentum ces
Landes",

Die bisherigen rechtlichen Grundlagen des Kohlenbergbuaues werden im
Lande Nordrhein-Westfalen durch die Bestimmungen des PreuBischen
Allgemeinen Berggesetzes von 1865 (Pr. Ges. BL S. 703) gegeben und durch
die allgemeihen Bestimmungen des biirgerlichen Rechtes, insbesondere des
Gesellschafts- und Handelsrechtes. Die Bestimmungen des Berggesetzes
wie die {ibrigen Gesetze sind nach Artikel IV der Verosdnung Nr. 46
vom 23. 8. 46 (Amtsbl, d. Mil.-Reg, S. 305) in Kraft. Die Aufhebung
des Landes Preuffen hat die erwihnten Rechtsquellen nicht beriihrt.

Das Eigentum am Bodenvorkommen der Kohle ist durch das Preufische
Berggesetz nicht geregelt. Die Motive des Regierungsentwurfes haben
cine solche Regelung als theoretisch angesehen, weil es praktisch auf das
gesetzlich geregelte Bergwerkseigentum ankomme, und es fiir die Mine-
ralien unter diesem Gesichtspunkt gleichgiiltig sei, ob sie als herrenlose
Sache oder — solange sie sich noch ungewonnen auf ihren natiirlichen
Lagerstitien befinden — als Bestandteil des Grund und Bodens an-
zusehen seien.

Neben dieser Auffassung der Regierungsmotive bestanden und bestehen
in der Rechislehre insbesondere folgende Auffassungen:

a) die Mineralien sind 6ffentliche Sachen und gehiren dem Staat bis
zum Erwerb des Eigentums durch den vom Staat mit der Abbau~
berechtigung Belichenen,

b) die Mineralien sind herrenlos,

¢} die Mineralien sind Bestandteile des Grund und Bodens, so lange
sie cich ungewonnen auf ihver natiirlichen Lagerstiitte befinden
und sind bis zur Gewinnung auch nicht Sachen im rechtlichen
Sinne. Sie gehoren als Grundstilcksbestandteile dem Grund-
stiickseigentiimer. -

Die Formulierung des Gesetzentwurfes ehandelt die Bodenschitze an
Stein- und Braunkohle als Eigentum des Staates und will so klar-
stellen, daB das Kohlevorkommen als oifentliche Sache schon im un-
gewonnenen Zustand auf der natiirlichen Lagerstétte keinen subjok-
tiven, privaten Rechtsanspriichen zuginglich sein soil, sondern der Ge-
samtheit des Volkes zusteht.

wierung der Kohlen-
[
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Abs. 2,

»Bestchende Rechie Dritter an ihnen eridschen mit Inkraftireten
dicses Gesetzes,”

Xach der Auffassung des PreuBische 1 Berggesetzes ist das Bergwerks-
eigenfum vom Grundeigentum verschieden.  Es ist der Inbegriff der-

,(iignigen Berechtigungen, die dem Zweck der bergmiénnischen Produktion
ienen.

Der Bergwerkseigentiimer (§ 54. Pr. Aljg. Berg.-Ges.) hat ,die ausschliel-
liche Befugnis, das in der Verleihungsurkunde bezeichnete Mineral in
seinem Felde aufzusuchen und zu gewinnen, sowie alle hierzu crforder-
lichen Vorrichtungen unter und itber Tage zu treffen”. Das Bergwerks-
cigentum ist als absolutes Recht ausgestaltet und kann selbst Gegen-
stand von Rechten Dritier werden (Grunddienstbarkeit, Niefibrauch.
Vorkauf, Reallast, Grundschuld, Hypothek, Rentenschuld, Verpachtung).

Ueber das Mittel des Bergwerkseigentumes kénnen somit am Boden-
vorkommen der Kohle Rechto Dritter bestehen, die entweder die Abbau-
berechtigung in sich schliefien, oder dariiber hinaus sich als Recite an
solchen Rechten darstellen.

Alle diese Rechte einschl. des Bergwerkseigentumes sollen unter dem
Begriff des Rechtes Dritter an Bodenschidtzen aufgehoben werden. Mit
dieser neuen Rechtsauffassung iibér das Eigentum des durch den Stant
vertretenen Volkes schon am Bodenvorkommen der Braun- und Stein-

den aus ihm abgeleiteten Rechien wird der entscheidende Angriff auf die
rechtlichen Grundlagen fiir jedes Sondervermégen an diesem Volksgut
geftihrt, Gleichzeitiz wird auch die Grundlage fiir eine klare aifentitch-
rechiliche Rechtsentwicklung auf diesem Gebiete geschalfen.

Abs. 3) ’

»Kohlen im Sinne dieses Gesetzes sind: Steinkohlen, Braunkohlen,
Prekohlen, Koks und Kohlenwertstoffe.

Diese Aufzdhlung dient lediglich der Abgrenzunz von Unternchmungen
der Kohlenwirtschaft, ohne daB sie im inneren Zusammenhang stiinde zur
Ue?e&'tragung der Kohlevorkommen und der an ihnen moglichen Rechte
auf den Staat,

“Zu §§ 2 und 3:

§ 2: ,Alle bestchenden Anl zur Aufsuchung, Gewinnung, Auf-
bereftung, Vercdelung wund zum Absatz der Xohle einsehl. aller
iibrigen Zweige der Kohlenwirischaft und der sonstigen Vermigen
der bergbauwirtschaftlichen Unternchmiingen gehen mit Inkraft-
treten dieses Gesetzes in das Eigentum des Landes iiber.

§ 3: ,Das Land itbertriigt dle Rechic nach § 1, Abs, 2, und die Ver-

mégen mach § 2 einer Sclbstverwaltungskirperschaft der Kohlen-
wirtschaft, dic der Aufsicht des Landes untersteht,

Die Errichtung der Selbstverwaltungskirperschaft mit der Bezeich-

nung ,Seclbstverwaltung KohJe erfolgt durch ein besonderes Gesetz

Dic mafigebliche Mitbestimmung der Gewerlischaften als Vertreter

der Arbeitnehmerschaft im Aufbau der Sclbstverwaltung  wird

sichergestellt. .
Stmtliche Unternehmungen der Kohlenwirtschaft sind bisher rechilich
als Vermigen privater Eigentumsvm‘fassung organisiert.
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Die Rechtstriger dieser Vermogen werden von ihrer Stellung r;ll,\' ‘_J».-r—
fligungsberechtigte  ausgeschlossen durch Uebertriuung  der Vrrmégen
aul da< land Nordrhein-Westfalen.

Fine unmittelbare Nachfolge des Wirtschaftsorganes (& )Ast\‘m‘wuvltung
Kobhle) in die Rechtsstellung der bisherigen Vermégenstriger ko_nnlo
durch die Auewirkungen der Gesamt 1tenachiolge von vornk}creln jenes
Wirtschaitsorgan auf Aufgaben abd gen, mit denen ¢= npicht zu bg—
lasten ist.  Solche Auswirkungen sind lie Ent wdigunaen bzw.. die
Schuldenhaftung. Das . Wirts ftsorgan soll al. samtv'cr_:_mt\\l'ortl_lches
Organ eciner kiinftizen Genweinwirtschaft von Staate orizinar dic E.l;,'er)—
turﬁshofu;:niss(‘ an Jden Produktions- und Verwallungsanlagen vie die
zu den Unternehmungen geharenden son:tigen Rechte crwerben.

Die Ablosung der Entschidigungs- und Nzchfolgeanspriiche ct\va‘ durch
~in Vermégensbereinigungsverfahren ist Aufgabe der' Gesamtﬂhcxt und
darf den Entwicklungsgang dieser Unternehmungen nicht beruhxen: -
Die Vermiiger miissen einc Bereinigung [inden, und zwar z‘.T. bedingt
durch dic eintietende Vereinigung von Schuldner- und Glidubigerst2liung
in eincr Person und ferner im Hinblick auf dic Aufhebu g der Rechte
nach §.1, Ab<. 2, und §§ 6 und 7. SchlieSlch werden gegenwiirtig lgnd”[x‘lr
absehbare Zeit nicht gerechtfertigte Bc’riebsauswcihmgeq und hinfillig
gewordene Anlagen von Restunternehmungen cine‘ Reihe "vqrg ch"—
sbgensbereinigungen erforderlich imachen. da es nl?ht angéngig s'em
wird. den aus allgemeiner Verengung des deutschen Wirtschaitspotentials
schon resultierenden Vermégensverfall noch zum Gegenstand'\'on Eq!~
schidigungsanspriichen aus der Sovialisierung zu mgchen, D:es'c; .sacn-‘
lichen Zusammenhinge mit etwaigen Verfahrex'{ einer Entschadlgun;:
werden dariiber hinaus im Rahmen des allgemeinen Lastenausglelcﬁc‘:
eine gesonderte Regelung erforde.n. Diose. Frugen u_'.eten a_t;er zuriick
hinter dem Ziel, die Autonomie der bisherigen V(‘m\ogenstrar.’:cr durch
eine gesamtverantwortliche Autenomir der Selbstverwaltung Kohle ab-
zuldsen

Dic Rechtsstellung der im Gesetzesentwurk vorgesehenen Selbstver\vﬁ!—
tungsk&l‘pcrschaﬂbals Korperschaft des iif[entlichen. Rechtes bindet dic
absolute Verfilgungsbefugni# privatrechtlich strukturrprtqr Unternchmun-
gen_an die Ordnungsprinzipien autonomer _Gemo-nfvn’tschaft. .Das
Eiqéntum der Unternchmungen besteht mit f:heser _andung nl§ Eigen-
tum der Selbstverwaltung Kohle weiter. Diecse korperschaf'thdm Zu-
ordnung erfaBl die neue Ausiibung der Eigenlums;echto von innen her,
ohne die formelle Geltung des Eigentumes als cines absoluten Herr-
schaftsrechtes aulzuheben.

Dadurch wird auch .erreicht, daB die fortbestchenden Unternehmungen
im Rechtsverkehr formal als vollbefugte Rechtstriiger (des E-.gentpmes
wie der ahsoluten sonstisen Rechte) auftreten, materiell aber das Eigen~
tum im Auftrage des Lenkungs- und Leitungsorganes der Selbstve.wal-
tung Kohle nur verwalten. -

Zu § 4

Auf Gewi Aufbercitung, Veredeiung der IKohle und
Absatz im Sinne des § 2 stehen zusschlieBlich der Selbstverwaltung
Kohle zu.* . o

Dem Staat ist das Eigentum an dem Bodenvorkommen und damit die
Miigliclfkeit zur Verleihung von Abbaurechten an Dritte gegeben. D'?
volkswirtschaftlich und politisch betleutsnme. Zus:\mmex_}fasg,ung der
Unternchmungen der Kohlenwirtschaft darf keine Beeintrichtipung da-
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durenerleiden, daf neuen Unteachmuneen. doeonichy in dic Selbst-
verwaltung Kohle cingegliedert sind. Abbaurcchte oder Absatzkonzes-
sionen gegeben werden dirfen  Sofcrn man jedoch die Ansichi vy rtritt,
daB die vorhandene Monopolstellung der Kohlenwirischaft dieses aus-
driicklichen Schutzes nicht bediirfo, so milte jedoch bei der Verleihung
von Abbaurcchten oder bestimmien Absatzkonzessionen vor der Er.
teilung solcher Rechic an Dritte die Sclbst\'er\\falrune, Kohle zur Gel-
tungmachung ilirer Inferessen gohért werden.

Zu § 5:

wOberstes Organ der Selbstverwaltung Kohle ist der Kohlenraf.
¥r besfent ans 30 Mitgliedgrn, und ZwWar aus

a) 10 Veriretern des Landtages,

b} 10 Veriretern der Gewerkschaften,

¢} 3 Vertretern aus der Leitung bergbauwirtschaftlicher
Unternehmungcn,

d} 2 Vertretern der Gemeinden, *
. €} 3 Vertreiern der tibrigen Wirischaft.

Die Vertreter un ¢} werden vom Wirtschaftsmlnister, die Vertreter

zu d) voin Innenminister ung die Vertreter zu e} von der Vereini-

gung der Indusirie- und Handelskammern des Landes ernannt. Sie

bediirfen der Bestitigung durch die Landesregierung., Die Mitglied-

. Schaft im Koklenrat betrigt 3 Jahre.  Sie erlischt, wenn bei elnem

. Mitzlied des Kohlenrates die Voraussetzungen, die zur Wahl gefiihrt

haben, wegfallen, Die Einzelheiten werden im Wege der Durch-
fiihrungsverordnung geregelt.” -

Da eine Selbstverwaltﬁng der Kohlenwirtschaftvohne dén in der Wirt-
schgaft entscheidenden Beitrag der Arbeitskraft nicht mehr gedacht wer-
den kann. ist den Gewerlischaften als Vertreter der Arbeitnehmerschaft

eine maBgebliche Mitbestimmung im Aufbay der Sclbstverwaltung zu-
gedacht. L

Die nihere Ausfithrung dicser Mitbestimmqu ist dem Organ der Selbsi-
verwaltung Koble zu Uberlassen, wobei abey gewisse Grenzen dadurch
gezogen werden sollen, daB den Gewerkschaften nicht eine eindeutige
Beherrschung des mabBgeblichen Organes zufallen darf, sondern auch hier
der Gedanke der Gesamtvcrantworlung schon in der Zusammeénsetzung
des Organes gesiclert wird.

o

Aufl der volkswirtschaftlich und staatlich bedeutsamen Ebene, auf die
das Lenkungs- und Leitungsorgan dey Kohlewirtschait gehoben  ist,
kann -del? sonstigen gewerkschafilichen Grundsitzen tiber die Mitbestim-~
mupg_in der Leitung von, Unternehmungen und Betrieben, die bej nicht

sqglqhsigrten-Untemehmungen entwickelt wurden, keine zwingende
Giiltigkeit verlichen werden, . ’

Die Leitung des obersten Organes muB davor bewahrt werden, sich in
der Grundidpe von der ,Gegenspielerschaft von Arbeitnehmer und Ar-
beitgeber® eingefangen zy sehen. Andererseits mus sie dieser spzialen -
Gegenspieleridee Rechnung tragen kénnen, da der natiirliche Gegen-
satz zwischen dem, der Arbeit ausfithrt, und dem, der sie anordnet,
immer bestehen wird, und damit auch die vielfachen Tendenzen zur
Beeintrichtigung der grundsiitzlich schwicheren Arbeitnehmerinteressen,
Der EinfluBl der Arbeitnehmerschaft durch die Gewerkschaften ist daher
zur maBgeblichen Mitbestimmung in den Leitungsorganen auszubauen,
ohne ihnen eine Behe_rrschlmgsfunktion einzurdumen.
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Zu §8 6 und 7:
§ 6: .Der Kohlenrat hat die Vollmacht, Unternehinungen umzu-
gestalten und bestehende Vertripe und RechtsverhZltnisse jcdcr.Art
aufzuheben, auch soweit dadurch in Rechte Dritter cingegriffen 1\'lr§1.“
'9 7: wDer Koblenrat hat die Betriebe nach Gesichtspunkten gemein-
wirischaftlicher Ertragsfiihigheit in selbstindige Unternehmungen zu
iiberfiihren.”

Produkiion und .\bsatz dirfen durd. die Arbeiten im Zuge der Soziali-
sierung nicht zum Schaden der Volkswirtschaft beeintriachtigt werden.
Notwendige Zusammenfassungen von TInternchmungen nclie_r Umzr\.'p-
pierungén bediitfen einer weilgehenden Priifuns der JewelAhgerAm Bedin-
sungslage.  Es sind daher auf. rordentliche Vollinachten. dl(} oine )fol_l—
kommene Umgestaltung ermaoglichen. notwendig. Rechte Dritter.” die in
den unmittelbaren und mittelbaren Vertragsverhiltnissen der Unt(‘l:—
nehmen auftret. n kénnen. dirfen ebenfalls nicht entgegenstehen. Die
damit einsetzende notwendige Rechtsunsicherheit fiir die Uebcr,;aqgs-
zeit ist einmal begrenzt dadurch. dal nur bestehends Vertragsverhilt-
nisse¢ wic Rechtsverhiiltnisse jeder Art und darauf sich gri’mdepc!e Rechte
Dritter erfafit werden, zum anderen dadurch. dal cine zeitliche Be-
grenzung fiir die Durchfiihrung der Umorganisation gesqtzt werder- 5911.
Die gesamte Umorganisierung steht aber unter dem Ziel, selbstindige
leistungsfzhige Unternchmungen zu schaffen bzw. zu k{e\\'ghren, deren
Leitungen der Aufsicht der Selbsiverwaltung Kohle wic ihrer grund-

séitzlichen Weisung zur Herstellung gemeinwirtschaftlicher Funlitionen

unterworfen sind.

Zu § 8

WwArt und Umfang der Abgeltung fiir die Aufhebung von Rechien
nach §§ 1, 2, 6 werden durch cin besonderes Gesetz geregelt.”
Die grundsiitziiche Bereitschaft zu1 Entschadigung fir den Verl.ust von
Fechten aus der Durchfithrung der Sozialisierung in der Kohlemylrtschaft
hat ihre Grenzen in der Schuld von Vermogenstrigern gegcn_uber dem
deutschen Vollke.  Ueber den personlichen Rahmen von Kriegs- und
Naziverbrechern hinaus sind auch die Vermdogen solcher Unternehmun-

‘gen ohne Entschédigung in dic Sozialisizrung zu {ibevfithren, die von

solchen . Personen kontrolliert wurden oder die oij_kti\' den_Aufsucg
der NS-Bewegung wie die Wiederfestigung ihres Einflusses innerhalb
der Wistschafl —- wenn auch nwr mittelbar — bedingt haben.

Die Enischiidigung steht weiter im sachlichen Zusammenlmng mﬂ den
Formen des Lastenausgleiches, deren Ans irkungen jetz. noch mght zu
tibersechen sind, und den oben (zu §§ 3) erwiihnten Vermogens-
bereinigungen.

Die Vordringlichkcit der Sozialisierung mufl die Fragen dgr Entschiidi-
gung daher hm cinzelnen cinem besonderen Gevetz }ib_erwexscn, das dem
Lande bzw. den Liinderzusammenfassungen die Aol(xsur}g solcher An:
spriiche auferlegt. Das Verfahren zur Entschilnigung wird _dabex z. T,
durch das Verfahren auf Vermbgensbereinigung bedingt sein.




K




	Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	Rede- MDL J. Walter
	Begründung zum Gesetzentwurf der SPD
	entwurf eines Gesetzes zur Sozialisierung der Kohlewirtschaft

